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Änderungsantrag zu WP-01-K3

Von Zeile 900 bis 903:
diplomatischen Friedensbemühungen der Ukraine und ihrer Partner unter dem Grundsatz:

„Nichts über die Ukraine, ohne die Ukraine“. Zudem bekräftigen wir das Recht auf freie

Bündniswahl und unterstützen die Ukraine auf ihrem Weg zur Mitgliedschaft in der EU und

NATO.Zudem unterstützen wir die Ukraine auf dem Weg in die EU. Einen Beitritt zur NATO

lehnen wir ab. Im hoffentlich bald anstehenden Waffenstillstands- und Friedensprozess soll die

Ukraine belastbare internationale Sicherheitsgarantien ggf. unter Einbeziehung der NATO

erhalten. Ihre Sicherheitsinteressen sollen durch eine internationale, mit einem „robusten“

Mandat ausgestattete und entsprechend ausgerüstete Friedenstruppe der UNO gewährleistet

werden.

Begründung

Der von der Ukraine geforderte NATO-Beitritt wäre im anstehenden Friedensprozess ein völlig

falsches Signal und der Textvorschlag des BuVo würde falsche Erwartungen unterstützen.
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